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2 4 5 . Kundmachung: Übereinkommen über die Angabe von Familiennamen und Vornamen in den Perso-
nenstandsbüchern; Notifikation durch Luxemburg

246 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung des Königreiches
Thailand über die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für Inhaber von Diploma-
ten- und Dienstpässen

247 . Änderungen der Anlage B zum Europäischen Übereinkommen über die internationale Beförderung
gefährlicher Güter auf der Straße (ADR) samt Anhang

245. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 1. Juni 1982 betreffend das Übereinkom-
men über die Angabe von Familiennamen und
Vornamen in den Personenstandsbüchern;

Notifikation durch Luxemburg

Nach Mitteilung des Schweizerischen Bundesra-
tes hat Luxemburg mit Note vom 26. März 1982,
die am 29. März 1982 einlangte, den Abschluß des
Verfahrens, das für das Inkrafttreten des Überein-

kommens über die Angabe von Familiennamen und
Vornamen in den Personenstandsbüchern (BGBl.
Nr. 308/1980, letzte Kundmachung des Geltungs-
bereiches BGBl. Nr. 406/1981) in seinem Hoheits-
gebiet erforderlich ist, notifiziert.

Das Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel 8
für Luxemburg am 28. April 1982 in Kraft getreten.

Kreisky

246.
(Übersetzung)

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER
REGIERUNG DES KÖNIGREICHES
THAILAND ÜBER DIE AUFHEBUNG
DER SICHTVERMERKSPFLICHT FÜR
INHABER VON DIPLOMATEN- UND

DIENSTPÄSSEN

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung des Königreiches Thailand haben zum
Zwecke der Vertiefung der freundschaftlichen
Beziehungen und der Erleichterung des Reisever-
kehrs zwischen Österreich und Thailand folgendes
vereinbart:

Artikel 1

Thailändische Staatsangehörige, die Inhaber
eines gültigen thailändischen Diplomaten- oder
Dienstpasses sind, dürfen ohne Sichtvermerk nach
Österreich einreisen und sich für einen 90 Tage
nicht übersteigenden Zeitraum in diesem Land auf-
halten.
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Artikel 2

Thailändische Staatsangehörige, die Inhaber
eines gültigen thailändischen Diplomaten- oder
Dienstpasses sind und Mitglieder der diplomati-
schen Mission oder einer konsularischen Vertre-
tung Thailands oder Vertreter Thailands bei einer
internationalen Organisation in Österreich sind,
dürfen ohne Sichtvermerk nach Österreich einrei-
sen und sich in diesem Land bis zur Beendigung
ihrer Dienstverwendung aufhalten.

Artikel 3

Österreichische Staatsbürger, die Inhaber eines
gültigen österreichischen Diplomaten- oder Dienst-
passes sind, dürfen ohne Sichtvermerk nach Thai-
land einreisen und sich für einen 90 Tage nicht
übersteigenden Zeitraum in diesem Land aufhalten.

Artikel 4

Österreichische Staatsbürger, die Inhaber eines
gültigen österreichischen Diplomaten- oder Dienst-
passes sind und Mitglieder der diplomatischen Mis-
sion oder einer konsularischen Vertretung Öster-
reichs oder Vertreter Österreichs bei einer interna-
tionalen Organisation in Thailand sind, dürfen
ohne Sichtvermerk nach Thailand einreisen und
sich für einen 90 Tage nicht übersteigenden Zeit-
raum in diesem Land aufhalten. Die Aufenthalts-
dauer wird auf Antrag der österreichischen Bot-
schaft in Bangkok bis zum Ende ihrer Dienstver-
wendung verlängert werden.

Artikel 5

Die Aufhebung der Sichtvermerkspflicht für die
Einreise gemäß den Artikeln 1 bis 4 schließt die
Befreiung von einer Ausreisegenehmigung ein.

Artikel 6

Für die Zeit der Dienstverwendung der in den
Artikeln 2 und 4 erwähnten Personen unterliegen
die im gemeinsamen Haushalt lebenden Familien-
mitglieder derselben Regelung wie die in den Arti-
keln 2 und 4 erwähnten Personen, sofern sie Inha-
ber gültiger thailändischer oder österreichischer
Diplomaten- oder Dienstpässe sind.

Artikel 7

Jede Regierung kann die Anwendung dieses
Abkommens aus Gründen der öffentlichen Ord-
nung zeitweilig aussetzen und wird die andere
Regierung unverzüglich auf diplomatischem Wege
von dieser Aussetzung verständigen.

Artikel 8

Dieses Abkommen tritt am 90. Tag nach seiner
Unterzeichnung in Kraft.
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Artikel 9

Dieses Abkommen ist jederzeit kündbar. Es tritt
drei Monate nach Einlangen der auf diplomati-
schem Wege schriftlich vorzunehmenden Kündi-
gung beim anderen Vertragsstaat außer Kraft.

GESCHEHEN ZU Wien, am 26. April 1982 in
zweifacher Urschrift in englischer Sprache.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Dr. Willibald Pahr

Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Für die Regierung des Königreiches Thailand:

Siddhi Savetsila

Minister für Auswärtige Angelegenheiten

Das vorstehende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 8 am 25. Juli 1982 in Kraft.

Sinowatz

247.
(Übersetzung)

ÄNDERUNGEN DER ANLAGE B ZUM
EUROPÄISCHEN ÜBEREINKOMMEN
ÜBER DIE INTERNATIONALE BEFÖR-
DERUNG GEFÄHRLICHER GÜTER

AUF DER STRASSE (ADR) *)

Rn. 52 121 (2) soll lauten:

„(2) Stoffe der Ziffern 10, 14 und 15 dürfen auch
in Tankcontainern befördert werden."

Rn. 10 182 soll lauten:

„(1) Die Tankfahrzeuge, die Trägerfahrzeuge
für Aufsetztanks, die Trägerfahrzeuge für Tank-
container und, wenn die Vorschriften des Kapi-
tels II dieser Anlage es erfordern, die anderen Fahr-
zeuge sind in ihrem Zulassungsstaat technischen
Untersuchungen zu unterziehen, um festzustellen,
ob sie den Vorschriften dieser Anlage einschließlich
ihrer Anhänge und den im Zulassungsstaat gelten-
den allgemeinen Sicherheitsvorschriften (über
Bremsen und Beleuchtung usw.) entsprechen;
handelt es sich bei diesen Fahrzeugen um Anhänger
oder Sattelanhänger, die mit einem Zugfahrzeug
verbunden sind, so unterliegt das Zugfahrzeug der
gleichen technischen Untersuchung."

*) In der Fassung der Kundmachungen BGBl. Nr. 522/
1973, 523/1973, 377/1974, 249/1975, 250/1975,
251/1975, 261/1975, 522/1975, 352/1978, 353/1978,
354/1978, 520/1978, 404/1980, 582/1981.
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(2) und (3) unverändert.

„(4) Die Gültigkeit der Bescheinigung der beson-
deren Zulassung endet spätestens ein Jahr nach
dem Tage der technischen Untersuchung des Fahr-
zeugs, die der Ausstellung der Bescheinigung vor-
ausging. Bei Tanks, für die eine regelmäßig wieder-
kehrende technische Untersuchung vorgeschrieben
ist, sind jedoch Dichtheitsprüfungen, Flüssigkeits-
druckproben oder innere Untersuchungen in kürze-
ren Abständen als in den Anhängen B.1a und B.1c
vorgesehen, nicht erforderlich.

Rn. 11 401, (2) b) soll lauten:

„höchstens 500 kg der Stoffe der Ziffern 1 bis 10
und 12 der Klasse 1a, der Gegenstände der Zif-
fern 1, 2 a), c) und d), 3 und 6 bis 11 der Klasse 1b
oder der gefährlichen Güter der Klasse 1c. Die
Stoffe der Ziffern 3, 4 und 5 der Klasse 1 a) müssen
jedoch nach den Vorschriften für Sendungen ver-
packt sein, die nicht als geschlossene Ladung beför-
dert werden."

Rn. 10 181 (1) b) soll lauten:

„b) die Bescheinigung über die Schulung des
Fahrzeuglenkers nach Rn. 10 170 in der im
Anhang B.6 dargestellten Form."

Ein neuer Anhang B.6 ist einzufügen:

Anhang B.6
(siehe Rn. 10 181)

Die nach Rn. 10 170 ausgestellte Bescheinigung über die Schulung der Lenker von Fahrzeugen zur
Beförderung gefährlicher Güter muß dem nachstehend dargestellten Muster entsprechen. Für dieses
Dokument wird als Format das des europäischen nationalen Führerscheins (A 7 — 105 mm x 74 mm) oder
ein auf dieses Format faltbares Doppelblatt empfohlen.

260 000
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Die vorstehenden Änderungen treten am 2. Juni 1982 in Kraft.

Kreisky


